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Die neue
Strahlenschutzgesetzgebung –
Teil 2
Änderungen in der Radiologie bezüglich
Vorabkontrolle und Sonderbereiche,
einschließlich Teleradiologie

Die in Deutschland seit nunmehr als
einem Jahr geltende neue Strahlen-
schutzgesetzgebung hat eine Fülle
an Änderungen allein für die Radio-
logie gebracht. Ein großer Teil davon
betrifft die arbeitstägliche Routine.
Allerdings sind beim Betrieb einer
Röntgeneinrichtung noch weitere
Bereiche zu berücksichtigen. Diese
betreffendasAnzeige- undGenehmi-
gungsverfahren und Sonderbereiche
wie Teleradiologie, Früherkennung,
Forschung, Tiermedizin und Radon
am Arbeitsplatz. Eine erklärende
Zusammenfassung der Änderun-
gen für diese Bereiche schafft den
entsprechenden Überblick.

Am 27.06.2017 hat die deutsche Bundes-
regierung das neue Strahlenschutzgesetz
(StrlSchG) erlassen [3]. Sie kam damit
ihrer Verpflichtung nach, die Richtlinie
von 2013 zur „Festlegung grundlegender
Sicherheitsnormen für den Schutz vor
den Gefahren einer Exposition gegen-
über ionisierender Strahlung“ der Euro-
päischen Union in geltendes nationales
Recht umzusetzen [11]. Durch die neue
Strahlenschutzverordnung (StrlSchV)
vom 29.11.2018 wurde das deutsche
Strahlenschutzgesetzweiterkonkretisiert
[15]. Die alten Verordnungen, Strahlen-
schutzverordnung [12] und Röntgenver-
ordnung (RöV; [13]) traten damit außer
Kraft. Das neue Strahlenschutzgesetz
und die neue Verordnung decken die

verschiedensten Expositionssituationen
auch außerhalb des medizinischen Ge-
bietes ab. Die medizinische Exposition
umfasst dabei die Bereiche Strahlenthe-
rapie, Nuklearmedizin und die Radio-
logie. Die Menge an Regelungen mit
insgesamt 418 Paragraphen erschwert
die praktische Umsetzung in den jewei-
ligen Bereichen. Diese Übersichtsarbeit
soll die wesentlichen Änderungen für
die Radiologie in Bezug auf das Anzei-
ge- und Genehmigungsverfahren sowie
für einige Sonderbereiche in der Ra-
diologie zusammenfassen. Sie ergänzt
damit die Inhalte der vorangegangenen
Übersichtsarbeit „Die neue Strahlen-
schutzgesetzgebung – Änderungen für
die arbeitstägliche Routine in der Ra-
diologie“.

Informationspflicht

Die Hersteller sind nun nach § 91
StrlSchG [4] und § 148 StrlSchV [15]
verpflichtet, dem Strahlenschutzverant-
wortlichen (SSV) bei der Übergabe von
Röntgeneinrichtungen und weiteren im
Zusammenhang mit Tätigkeiten einge-
setzten Ausrüstungen, Geräte und Vor-
richtungen Unterlagen auszuhändigen.
DiesemüssenentsprechendeInformatio-
nen über die möglichen radiologischen
Gefahren im Zusammenhang mit dem
Betrieb oder der Verwendung des Gerä-
tes und zur ordnungsgemäßen Nutzung,
Prüfung, Wartung und Instandsetzung

beinhalten. Ebenso muss der Nach-
weis enthalten sein, dass das Gerät es
ermöglicht, die Exposition soweit zu
reduzieren, wie es nach dem Stand der
Technik vernünftigerweise möglich ist.
Hierbei ist mit „vernünftigerweise“ die
Beachtung einer noch ausreichend di-
agnostischen Bildqualität gemeint. Für
die Anwendung am Menschen müssen
zudem entsprechende Informationen
beigefügt werden, die es ermöglichen,
die Risiken für untersuchte Personen zu
bewerten.

Anzeige- und Genehmigungs-
verfahren/Kontrolle

Röntgeneinrichtungen sind physika-
lisch betrachtet, genau wie Geräte die
zur Strahlentherapie eingesetzt werden,
Anlagen zur Erzeugung ionisierender
Strahlung. Nach § 5 Abs. 2 und Abs. 30
StrlSchG [4] fallen Röntgeneinrichtun-
gen jedoch nicht unter diesen Begriff,
sondern werden explizit als Röntgenein-
richtungaufgeführt.Dies gilt es vor allem
bei den Regelungen zum Anzeige- und
Genehmigungsverfahren zu beachten.

Soll eine Röntgeneinrichtung in ei-
nem mobilen Röntgenraum oder in
einem Röntgenraum betrieben werden,
der in einem Sachverständigenprüfbe-
richt oder in einerGenehmigung für eine
andere Röntgeneinrichtung bezeichnet
ist, so bedarf es nun nach § 19 Abs. 2
StrlSchG [4] einer Genehmigung. Wei-
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terhin ist für die Gebiete Teleradiologie,
ggf. Forschung, Früherkennung und für
Geräte, die über keine Bauartzulassung
verfügen, eine Genehmigung notwen-
dig. Die Pflichten für das Anzeige- und
Genehmigungsverfahren trägt der Strah-
lenschutzverantwortliche. Er darf diese
Aufgabe nach § 43 Abs. 2 StrlSchV [15]
nicht an den Strahlenschutzbeauftragten
übertragen.

Ist eine Anzeige ausreichend, so ist zu
beachten, dass bei einemAnzeigeverfah-
rennach § 19Abs. 1 StrlSchG [4] nun erst
4Wochen nach der Anzeigemit demBe-
trieb begonnen werden darf. Nach RöV
§ 4 Abs. 1 [13] waren es 2 Wochen. Teilt
jedoch die zuständige Behörde vor Ab-
lauf der Frist schriftlich mit, dass alle
Nachweise erbracht wurden, darf bereits
nach § 20 Abs. 1 StrlSchG [4] ab Er-
halt dieser Mitteilung mit dem Betrieb
begonnen werden.

EinGenehmigungs- bzw.Anzeigever-
fahren kann nach § 7 StrlSchG [4] auch
ausgesetzt und ggf. der Betrieb unter-
sagtwerden,wennbegründeteZweifel an
der Rechtfertigung oder Anhaltspunkte
dafür vorliegen. Das Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit (BMU) kann dann das Bun-
desamt für Strahlenschutz (BfS)mit einer
Prüfung beauftragen. Die Prüfung ist in-
nerhalb von 12 Monaten nach Eingang
der Unterlagen durchzuführen und die
Ergebnisse der zuständigenBehördemit-
zuteilen.EinederartigePrüfungkanndas
BMU auch außerhalb von Anzeige- und
Genehmigungsverfahren veranlassen.

Eine neue Forderung betrifft Un-
tersuchungen, die zu einer erheblichen
Exposition der untersuchten Person füh-
ren können, wie dies bei Interventionen,
der Computertomographie und 3-D-
Bildgebung mit niedrigem Röntgen-
kontrast (außer Tomosynthese) der Fall
ist. Hier muss nun nach § 14 Abs. 1
StrlSchG [4] ein Medizinphysik-Exper-
te zur Mitarbeit hinzugezogen werden
können und ggf. als weiterer Strahlen-
schutzbeauftragter bestellt werden. Im
Anzeige- bzw. Genehmigungsverfahren
ist dies nachzuweisen. Da momentan
die Anzahl an Medizinphysik-Experten
mit der Fachkunde „Röntgendiagnostik“
nur sehr begrenzt ist, hat das BMU in
einem Rundschreiben vom 22.11.2019

(Az.: S II 1 (I) – 11402/00) an die zu-
ständigen obersten Landesbehörden die
Verlängerung einer Ausnahmemöglich-
keit mitgeteilt. Demnach besteht bis zum
31. Dezember 2021 die Ausnahmemög-
lichkeit, auch Medizinphysik-Experten
mit einer anderen Fachkunde zu ver-
pflichten. Weiterhin soll es kurzfristig
Medizinphysik-Experten ohne Fachkun-
de „Röntgendiagnostik“ möglich sein,
diese in einem verkürzten Verfahren
zu erwerben, sofern diese im Bereich
Röntgendiagnostik oder Interventionen
tätig sind. Es ist zu erwarten, dass in der
noch kommenden überarbeiteten Fach-
kunde-Richtlinie eine Sachkundezeit in
der Röntgendiagnostik von mindestens
12 Monaten gefordert wird anstatt der
bisher geforderten 6 Monate [8], um die
Fachkunde „Röntgendiagnostik“ zu er-
halten. Die Gesamt-Sachkundezeit von
24Monatenwird vermutlich beibehalten
[2]. Weiterhin muss im Anzeige- bzw.
Genehmigungsverfahren eine Strahlen-
schutzanweisung nach Anlage 2 Teil C
StrlSchG [4] nachgewiesen werden und
dass das für die sichere Ausführung der
Tätigkeit nötige Personal nach § 19Abs. 3
StrlSchG [4] in ausreichender Anzahl
zur Verfügung steht. Bei einem anzeige-
bedürftigen Betrieb ist nach § 45 Abs. 4
StrlSchV [15] eine Strahlenschutzanwei-
sung jedoch nur erforderlich, wenn die
zuständige Behörde den Strahlenschutz-
verantwortlichen dazu verpflichtet. Vor
dem 31.12.2018 erfolgte Genehmigun-
gen und Anzeigen bestehen nach §§ 198
und 200 StrlSchG [4] fort, wenn bis
zum 31.12.2022 die zusätzlichen An-
forderungen durch das neue Strahlen-
schutzgesetz (Medizinphysik-Experte,
Strahlenschutzanweisung etc.) bei der
zuständigen Behörde nachgewiesenwer-
den.

Wird eine Tätigkeit im Zusammen-
hang mit der Anwendung ionisierender
Strahlung am Menschen aufgenommen,
wesentlich geändert oder beendet, so ist
dies der ärztlichen bzw. zahnärztlichen
Stelle nach § 129 StrlSchV [15] unver-
züglich mitzuteilen. Nach § 17a Abs. 4
RöV [13] musste nur der Betrieb mitge-
teilt werden. Dabei wurde der Begriff der
Tätigkeit nach § 4 StrlSchG [4] erweitert
und umfasst nun auch die Beschäftigung
vonPersonendie diese Tätigkeit fürDrit-

te ausübenund sonstigeHandlungen, die
im Zusammenhang mit diesen Tätigkei-
ten die Exposition erhöhen können.

In § 180 Abs. 1 StrlSchG [4] und
§ 149 StrlSchV [15] wurde zudem ein
Aufsichtsprogrammfestgelegt, nachdem
die zuständigeBehörde regelmäßigeVor-
Ort-Prüfungen durchführen soll. Die
zeitlichen Abstände, in der Regel 1 bis
6 Jahre, sollen sich dabei nach Art und
Ausmaß des mit der jeweiligen Tätigkeit
verbundenen Risikos richten.

Teleradiologie

Aufgabe derTeleradiologie, die einerGe-
nehmigung bedarf, ist es, eine Versor-
gungslücke zu schließenund eine schnel-
le Versorgung von Notfällen außerhalb
desRegelbetriebs zugewährleisten,wenn
kein fachkundiger Arzt, der die notwen-
dige rechtfertigende Indikation stellen
darf, anwesend ist. In der Teleradiolo-
gie befindet sich der fachkundige Arzt
(Teleradiologe) nicht am Ort der tech-
nischen Durchführung. Er muss aller-
dings während derUntersuchungmittels
Telekommunikation und einer sicheren
Datenverbindung mit den vor Ort tä-
tigen Personen unmittelbar in Verbin-
dung stehen. Die jeweiligen Aufgaben
sind in . Abb. 1 zusammengefasst. Nach
der neuenGesetzgebung benötigt derTe-
leradiologe die erforderliche Fachkunde
im Strahlenschutz (§ 5 Abs. 38 StrlSchG
[4]), daz.B. eineFachkunde fürMammo-
graphie in der Notfallversorgung nicht
notwendig ist.Dies istwertvoll,wennbei-
spielsweise ein größeres Krankenhaus, in
dem ein Assistenzarzt mit der notwen-
digenFachkunde imAnwesenheitsdienst
tätig ist, nachts teleradiologisch ein klei-
neres Haus, in dem dann nur eine medi-
zinisch technische Radiologieassistentin
(MTRA) in der Radiologie eingesetzt ist,
betreut. In diesem Fall kann der Assis-
tenzarzt die rechtfertigende Indikation
stellen und die Befundung durchführen.
Der Teleradiologe soll gemäß § 14 Abs. 2
Nr. 4c StrlSchG [4] regelmäßigundeng in
denklinischenBetriebamOrtder techni-
schen Durchführung eingebunden wer-
den,umauchbeikomplexenundseltenen
Untersuchungendie erforderlicheUnter-
suchungsqualität sicherzustellen. So soll
dieser vor Aufnahme seiner Tätigkeit als
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Teleradiologemindestens einmal vorOrt
imklinischenBetriebdesStrahlenschutz-
verantwortlichen gewesen sein. Danach
regelmäßig spätestens 12 Monate nach
dem letzten Besuch. Der Teleradiologe
muss sich vor Ort aktiv mit den tech-
nischen Eigenschaften der Röntgenein-
richtung, der technischenDurchführung
der Untersuchungen, den Arbeitsabläu-
fen und dem Personal vertraut machen.
Daher wird auch ein Besuch vor Ort ver-
langt, wenn sich wesentliche technische
oder personelle Änderungen im klini-
schenBetrieb des SSV ergeben. EineTeil-
nahme an wichtigen Konferenzen, wie
z.B. Fallbesprechungen, kann beispiels-
weise auch durch Videokonferenzen er-
folgen. Bei Teleradiologie-Anbietern mit
mehrerenTeleradiologen, kannunter be-
stimmten Umständen ein verantwortli-
cher Teleradiologe benannt werden. Die-
ser hat die Pflichten der engen Einbin-
dung vor Ort in den klinischen Betrieb
zu übernehmen und muss die anderen
indiesemBetriebeingesetztenTeleradio-
logen des Teleradiologie-Anbieters ent-
sprechendunterrichten sowie diesenund
dem SSV als Ansprechpartner zur Verfü-
gung stehen. Die Unterrichtung der Te-
leradiologen muss dabei alle relevanten
Informationen über den jeweiligen kli-
nischen Betrieb enthalten die der verant-
wortliche Teleradiologe bei seinem vor-
Ort-Besuchgesammelt hat undkannz.B.
durch interne Schulungen oder Unterla-
gen erfolgen [10].

Weitere Anforderungen an die Telera-
diologie sind in§14Abs.1und2StrlSchG
[4] und § 123 StrlSchV [15] geregelt. Ge-
nehmigungenzurTeleradiologiedieüber
Nacht-,Wochenend-undFeiertagsdienst
hinausgehen, werden statt auf 3 Jahre
(§ 3 Abs. 4 RöV [13]) nun auf 5 Jahre
befristet. Bisher erteilte unbefristete Ge-
nehmigungen gelten gemäß § 198 Abs. 1
und 2 StrlSchG [4] fort, wenn bis zum
31.12.2022 noch zu erfüllende Voraus-
setzungen nach § 14 Abs. 2 StrlSchG [4]
nachgewiesenwerden. Für befristete Ge-
nehmigungen für den über Nacht-, Wo-
chenend- und Feiertagsdienst hinausge-
henden Betrieb, bleibt die in der Geneh-
migung genannte Frist bestehen.

Zusammenfassung · Abstract
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Die neue Strahlenschutzgesetzgebung – Teil 2. Änderungen in der
Radiologie bezüglich Vorabkontrolle und Sonderbereiche,
einschließlich Teleradiologie

Zusammenfassung
Hintergrund. Mit in Kraft treten des
neuen Strahlenschutzgesetzes und der
neuen Strahlenschutzverordnung in
Deutschland ergaben sich viele neue
Änderungen für die Radiologie in Bezug
auf die alte Strahlenschutzverordnung und
Röntgenverordnung.
Ziel der Arbeit.DiewesentlichenÄnderungen
in der Radiologie in Hinblick auf die Bereiche
Anzeige- und Genehmigungsverfahren,
Teleradiologie, Früherkennung, Forschung
und Radon am Arbeitsplatz wurden
zusammengefasst.
Methode. Es wurden die Änderungen von
neuem Strahlenschutzgesetz und neuer
Strahlenschutzverordnung zur alten Strahlen-
schutzverordnung und Röntgenverordnung

herausgearbeitet. Dabei lag der Schwerpunkt
auf Bereichen, die über die Arbeitsabläufe in
der klinischen Routine hinausgehen.
Ergebnisse und Diskussion. Die
Anforderungen beim Anzeige- und Genehmi-
gungsverfahren wurden erhöht. So ist hier
beispielsweise der Nachweis zu erbringen,
dass ein Medizinphysik-Experte hinzuge-
zogen werden kann. Durch Festlegung von
Bearbeitungsfristen seitens der zuständigen
Behörden können Bearbeitungsverfahren
beschleunigt und mehr Planungssicherheit
geschaffen werden.

Schlüsselwörter
Medizinphysik-Experte · Radon · Früherken-
nung · Forschung · Teleradiologe

The new radiation protection legislation—part 2. Modifications in
radiology regarding approval procedure and special fields
including teleradiology

Abstract
Background. The entry of the new Radiation
Protection Act and new Radiation Protection
Regulation into force in Germany created
many changes for radiology with regard to
the old Radiation Protection Regulation and
X-ray Regulation.
Objectives. The substantialmodifications in
radiology regarding the areas of approval
and notification procedures, teleradiology,
screening, research and radon in the
workplace are summarized.
Method. Changes in the new Radiation
Protection Act and Regulation compared to
the old Radiation Protection Regulation and
X-ray Regulationwere evaluated. Thereby, the

focus was on areas beyond the workflow in
clinical routine.
Results and conclusion. The requirements
for the approval and notification procedure
have increased. For example, proof must be
provided that a medical physics expert can
be consulted. The establishment of deadlines
for the process by the responsible authorities
may accelerate the procedure and create
planning certainty.

Keywords
Medical physics expert · Radon · Screening ·
Research · Teleradiologists

Früherkennung

Freiwillige Röntgenreihenuntersuchun-
gen asymptomatischer Personen bei
nichtübertragbaren Krankheiten be-
durften nach Röntgenverordnung der
Zulassung durch die zuständigen obers-
ten Landesgesundheitsbehörden. Die-
se Früherkennungsuntersuchung exis-
tiert bislang nur als Mammographie-
Screening-Programm [5]. Nun werden

Früherkennungsuntersuchungen bun-
deseinheitlich geregelt, und es können
auch Untersuchungen außerhalb einer
Reihenuntersuchung (individuelle Früh-
erkennung) zulässig sein. Das Verfahren
und die Zuständigkeit für die Festlegung
der Zulässigkeit einer Früherkennungs-
untersuchung hat sich nach § 84 und § 86
Nr. 19 StrlSchG [4] geändert und ist im
Wesentlichen in. Abb. 2dargestellt. Eine
Grundvoraussetzung für eine Zulassung
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Abb. 19Aufgaben und
Anforderungen an die in
der Teleradiologie tätigen
Personen

zur Früherkennung ist dabei, dass es
sich um ein wissenschaftlich anerkann-
tesUntersuchungsverfahren handelt,mit
dem eine schwere Krankheit im Früh-
stadium entdeckt und damit wirksamer
behandelt werden kann. Die Zulässigkeit
wird nun vom BMU durch Rechtsver-
ordnung festgelegt. Für das Mammo-
graphie-Screening-Programm geschah
dies bereits mit der Brustkrebs-Früher-
kennungs-Verordnung (BrKrFrühErkV)
die mit Wirkung zum 31.12.2018 er-
lassen wurde [14]. Mittlerweile hat das
BfS die Vorprüfung für drei potenzielle
Untersuchungen abgeschlossen [6]:
1. Niedrigdosis-Computertomographie

(LDCT) zur Lungenkrebsfrüherken-
nung

2. Dual-Röntgen-Absorptiometrie
(DXA) für die Früherkennung von
Osteoporose

3. CT-Kolonographie (CTC) zur Darm-
krebsfrüherkennung

Für das weitere Prüfungsverfahren wird
dabei die Lungenkrebsfrüherkennung
mittels LDCT präferiert. In den USA
wird das Lungenkrebs-Screening mittels
LDCT bereits empfohlen. Obwohl Früh-
erkennungsuntersuchungen genehmi-
gungspflichtig sind und eine Zulassung
bislang nur für das Mammographie-
Screening-Programm besteht, werden
in Deutschland mitunter auch weitere
Früherkennungsuntersuchungen ange-
boten [1]. Dies stellt nach § 194 Abs. 1a
Nr. 1 StrlSchG [4] eine Ordnungs-
widrigkeit dar, die mit bis zu 50.000€
geahndet werden kann. Sofern eine
Früherkennungsuntersuchung jedoch
zugelassen ist, kann diese prinzipiell
jede radiologische Einrichtung durch-

führen, sofern die Anforderungen für die
Genehmigung erfüllt sind. Eine erteilte
Genehmigung ist dabei auf 5 Jahre be-
fristet. Ob die Leistungen der jeweiligen
Früherkennungsuntersuchung von den
gesetzlichen Krankenversicherungen
übernommen werden, wie dies beim
Mammographie-Screening-Programm
der Fall ist, oder ob es sich um eine
IGeL-Leistung (individuelle Gesund-
heitsleistungen) handelt, entscheidet der
gemeinsame Bundesausschuss (G-BA).
Wurde bereits nach RöV eine Geneh-
migung erteilt, so gilt diese nach § 198
Abs. 3 StrlSchG [4] bis zum Ablauf der
in der Genehmigung genannten Frist
fort.
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Abb. 29Ablauf
des Bewertungs-
und Zulassungsver-
fahren einer Früher-
kennungsuntersu-
chung

Medizinische Forschung

Die §§ 31 bis 37 des Strahlenschutzge-
setzes [4] und §§ 133 bis 143 der Strah-
lenschutzverordnung [15] regeln die
Anforderungen in der medizinischen
Forschung. Alle Anwendungen von
Röntgenstrahlung am Menschen zum
Zweck der medizinischen Forschung
waren nach RöV genehmigungsbedürf-
tig. Wenn die Prüfung von Sicherheit
oder Wirksamkeit eines Verfahrens zur
Behandlung volljähriger, kranker Men-
schen Gegenstand oder die Anwendung
von Röntgenstrahlung selbst nicht Ge-
genstand des Forschungsvorhabens ist,
ist nun nur noch eine Anzeige nötig. Die
Prüfung eines Genehmigungsantrags
bzw. einer Anzeige hat nun innerhalb
festgelegter Fristen zu erfolgen. Für
Genehmigungen beträgt die maximale
Bearbeitungszeit 222 Tage und für An-

zeigen 78 Tage. Nach Fristablauf darf mit
der medizinischen Forschung begonnen
werden. Vor dem 31.12.2018 genehmigte
Anwendungen und Registrierungen von
Ethikkommissionen gelten nach § 205
StrlSchG [4] fort und davor begonnene
Genehmigungsverfahren werden gemäß
RöV abgeschlossen.

Weitere Vorschriften betreffen Re-
gelungen zur Einwilligung der in das
Forschungsvorhaben eingeschlossenen
Personen die sich nicht schriftlich er-
klären können, nicht einwilligungsfähig
oder minderjährig sind, die Verarbei-
tung der Daten bei Widerruf einer
Einwilligung, die Abschätzung der Ex-
position der in das Forschungsvorhaben
eingeschlossenen Personen sowie Qua-
litätssicherung, Aufzeichnungen, Mit-
teilungspflichten, Abschlussbericht und
behördliche Schutzanordnung.

Tiermedizin

Für die Tiermedizin gibt es nur einige
wenigeÄnderungen.DasErfordernis der
Anwesenheit einer Tierbegleitperson ist
nach § 144 StrlSchV [15] für den Einzel-
fall zu prüfen. Andere Personen dürfen
das Tier nicht begleiten und Schwangere
dürfen grundsätzlich nicht als Tierbe-
gleitperson agieren. Nach Röntgenver-
ordnung § 22 Abs. 2 [13] war deren
Zutritt im Rahmen als Tierbegleitper-
son nur in den Kontrollbereich unter-
sagt. Für Tierbegleitpersonen darf nach
§ 144 StrlSchV [15] ein Dosisrichtwert
von maximal 100μSv festgelegt werden.
Die technische Durchführung der An-
wendung ionisierender Strahlung darf
ein Medizinphysik-Experte in der Tier-
heilkunde nach § 146 StrlSchV [15] nun
auch ohne Aufsicht von Ärzten mit der
erforderlichen Fachkunde vornehmen.

Radon

Radon-222 ist einnatürlich vorkommen-
des radioaktives Edelgas und erhöht das
Risiko, an Lungenkrebs zu erkranken,
wenn es über längere Perioden hinweg
eingeatmet wird. Es entsteht aus der
Zerfallsreihe von Uran-238, das haupt-
sächlich im Erdboden vorhanden ist. Da
RadoneinGas ist, kannesausdemBoden
austreten und in Gebäude eindringen.
DieAusbreitungswege desRadons inGe-
bäuden sind in . Abb. 3 dargestellt. Auf
Grund des schlechteren Luftaustauschs
in Gebäuden ist die Radon-222-Aktivi-
tätskonzentration dort höher als außen.
Daherbefassen sichdie §§ 126bis 132des
Strahlenschutzgesetzes [4] und §§ 153
bis 158 der Strahlenschutzverordnung
[15] mit dem Schutz vor Radon an Ar-
beitsplätzen. Darin wurde ein Referenz-
wert von 300Bq/m3 für die gemittelte
Radon-222-Aktivitätskonzentration in
der Luft festgelegt. Das bedeutet, dass
an Arbeitsplätzen die, sofern die zustän-
dige Behörde nichts Anderes anordnet,
sich im Erd- oder Kellergeschoss eines
Gebäudes befinden und in einem fest-
gelegten Gebiet (Radonvorsorgegebiet)
liegen, die Radon-Aktivitätskonzentra-
tion zu messen ist. Die Messung hat
innerhalb von 18 Monaten nach Fest-
legung der Radonvorsorgegebiete und
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Übersichten

Abb. 38Mögliche Quellen undAusbreitungswegedes Edelgases Radon-222 in Gebäuden

Aufnahme der beruflichen Tätigkeit am
Arbeitsplatz zu erfolgen. Bei Überschrei-
tung des Referenzwertes sind unverzüg-
lich Maßnahmen zur Reduzierung der
Radon-222-Aktivitätskonzentration zu
ergreifen. Die Bundesländer haben bis
Ende 2020 die Radonvorsorgegebiete zu
ermitteln und bekanntzugeben. Radon-
vorsorgegebiete sind Gebiete, in denen
die Radon-Aktivitätskonzentration über
das Jahr gemittelt, den Referenzwert in
einer beträchtlichen Anzahl von Ge-
bäuden mit Aufenthaltsräumen oder
Arbeitsplätzen überschreitet. Zu Maß-
nahmen der Reduzierung der Radon-
Aktivitätskonzentration, das beabsich-
tigte Vorgehen zu den Ausweisungen
der Radonvorsorgegebiete sowie die
Entwicklung einheitlicher Messstrate-
gien wird im Radonmaßnahmenplan
näher eingegangen. Dieser wurde am
20.02.2019 vom Bundesministerium
verabschiedet [3]. Die Berechnung der
effektiven Dosis durch Inhalation von
Radon ist in Anlage 18 Teil B Num-
mer 3 StrlSchV beschrieben [15]. Für
beruflich exponierten Personen ist diese
Dosis dann zur sonstigen zu messenden

Körperdosis nach § 166 StrlSchG [4] zu
addieren.

Ausblick

Durch die neue Strahlenschutzgesetzge-
bung werden Früherkennungsuntersu-
chungen bundesweit einheitlich ausge-
baut. Die festgelegten Fristen für An-
zeige- und Genehmigungsverfahren von
Forschungsvorhaben beschleunigen die-
seundschaffenmehrPlanungssicherheit.
Durch die nun geforderte erforderliche
Fachkunde wird eine bessere Abde-
ckung der medizinischen Versorgung
durch die Teleradiologie ermöglicht.
Wie stark radiologische Einrichtungen
vonRadonamArbeitsplatzbetroffensein
werden, kann erst nach Festlegung der
Radonvorsorgegebiete beurteilt werden.
Allgemein ergibt sich ein höherer bü-
rokratischer Aufwand im Anzeige- und
Genehmigungsverfahren.DieForderung
einen Medizinphysik-Experten hinzu-
zuziehen, kann der Optimierung von
Untersuchungen dienen und die Quali-
tätssicherung verbessern. Auf Grund des
geschätzten Bedarfs und der geringen

Zahl an vorhandenen Medizinphysik-
Experten für das Fachgebiet der Radio-
logie kann dies für viele radiologische
Einrichtungen allerdings auch nach der
Ausnahmefrist zu Problemen führen.
Entsprechende Überlegungen, diesen
Engpass möglichst schnell auszuglei-
chen, existieren bereits [9], ob diese aber
schnell genug greifen, bleibt abzuwar-
ten. Ein abschließendes Resümee über
die Auswirkungen der neuen Strahlen-
schutzgesetzgebung kann erst gezogen
werden, wenn auch die entsprechenden
Richtlinien und Normen dem neuen
Strahlenschutzgesetz angepasst wurden
und erste Erfahrungswerte vorliegen.

Fazit für die Praxis

4 Im Anzeige- und Genehmigungs-
verfahren muss die entsprechende
Verfügbarkeit eines Medizinphysik-
Experten nachgewiesen werden.

4 Durch die geforderte erforderliche
Fachkunde können Assistenzärzte
auch als Teleradiologen tätig sein.

4 Ein bundeseinheitliches Zulassungs-
verfahren von Früherkennung wurde
eingeführt.

4 Radon am Arbeitsplatz kann zu
zusätzlichen Überwachungsmaßnah-
men bei beruflich strahlenexponier-
ten Personen führen.

4 Fristen bei der Bearbeitung von
Genehmigungs- und Anzeigever-
fahren (Forschung) schaffen mehr
Planungssicherheit.
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Lesetipp

Placebo

In vielen Berei-
chen ist die Kunst

des Heilens ei-

ner regelrechten
Gesundheitsin-

dustrie gewichen.

Mit zunehmender
Bürokratie und

wirtschaftlicher
Orientierung ist die Bedeutung der Arzt-

Patienten-Kommunikation zu sehr in den

Hintergrund geraten. Die systematische
Untersuchung des Placeoeffektes könnte

hier ein Umdenken anstoßen.

In Der Nervenarzt 08/2020 beleuchten re-
nommierte Wissenschaftler*innen das

Phänomen von verschiedenen Seiten,
dokumentieren den aktuellen Erkenntnis-

stand und blicken auf Zukunftsfelder. Auch

juristische Fragen werden berücksichtigt,
denn Aufklärung und Beipackzettel kön-

nenNoceboeffekte entfaltenundPatienten

schaden.

4 Die gelernte Placeboantwort im
Immunsystem

4 Placebo- und Nocebomechanismenbei
depressiven Erkrankungen

4 Placebos und Placeboide in der
therapeutischenPraxis

4 Nocebo, Aufklärung und Arzt-

Patienten-Kommunikation

4 Placeboeffekte in der Schmerztherapie

4 Klinische Evidenz und neue
Forschungsansätze zum Open-label

Placebo

Suchen Sie nochmehr zum Thema?
Mit e.Med – den maßgeschneiderten Fort-
bildungsabos von Springer Medizin – ha-

ben Sie Zugriff auf alle Inhalte von Sprin-

gerMedizin.de. Sie können schnell und
komfortabel in den für Sie relevanten Zeit-

schriften recherchieren und auf alle Inhalte
im Volltext zugreifen.

Weitere Infos zu e.Med finden Sie auf
springermedizin.de unter „Abos“

Der Radiologe 10 · 2020 965

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
https://doi.org/10.1055/a-0989-2621
http://www.bfs.de/DE/themen/ion/anwendung-medizin/diagnostik/roentgen/mammographie.html
http://www.bfs.de/DE/themen/ion/anwendung-medizin/diagnostik/roentgen/mammographie.html
http://www.bfs.de/DE/themen/ion/anwendung-medizin/diagnostik/roentgen/mammographie.html
http://www.bfs.de/DE/themen/ion/anwendung-medizin/frueherkennung/vorpruefungen/vorpruefungen.html
http://www.bfs.de/DE/themen/ion/anwendung-medizin/frueherkennung/vorpruefungen/vorpruefungen.html
http://www.bfs.de/DE/themen/ion/anwendung-medizin/frueherkennung/vorpruefungen/vorpruefungen.html
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_12122018_SII41517204.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_12122018_SII41517204.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_12122018_SII41517204.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_22122005_RSII111603011.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_22122005_RSII111603011.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_22122005_RSII111603011.htm
https://www.apt.drg.de/de-DE/4808/medizinphysik-experte/
https://www.apt.drg.de/de-DE/4808/medizinphysik-experte/
https://www.tuvsud.com/de-de/-/media/de/aerztliche-stelle-hessen/pdf/broschueren-und-flyer/bmu---auslegung-zur-einbindung-des--teleradiologen.pdf?la=de-de&hash=92DB9F302192E8C79014A053863CA7BB
https://www.tuvsud.com/de-de/-/media/de/aerztliche-stelle-hessen/pdf/broschueren-und-flyer/bmu---auslegung-zur-einbindung-des--teleradiologen.pdf?la=de-de&hash=92DB9F302192E8C79014A053863CA7BB
https://www.tuvsud.com/de-de/-/media/de/aerztliche-stelle-hessen/pdf/broschueren-und-flyer/bmu---auslegung-zur-einbindung-des--teleradiologen.pdf?la=de-de&hash=92DB9F302192E8C79014A053863CA7BB
https://www.tuvsud.com/de-de/-/media/de/aerztliche-stelle-hessen/pdf/broschueren-und-flyer/bmu---auslegung-zur-einbindung-des--teleradiologen.pdf?la=de-de&hash=92DB9F302192E8C79014A053863CA7BB
https://www.tuvsud.com/de-de/-/media/de/aerztliche-stelle-hessen/pdf/broschueren-und-flyer/bmu---auslegung-zur-einbindung-des--teleradiologen.pdf?la=de-de&hash=92DB9F302192E8C79014A053863CA7BB

	Die neue Strahlenschutzgesetzgebung – Teil 2
	Zusammenfassung
	Abstract
	Informationspflicht
	Anzeige- und Genehmigungsverfahren/Kontrolle
	Teleradiologie
	Früherkennung
	Medizinische Forschung
	Tiermedizin
	Radon
	Ausblick
	Fazit für die Praxis
	Literatur


